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Dr. Max Wudy

S eit Einführung des Wochenenddienstes neu am 1. April 
2017 erreichen uns immer wieder Anfragen, wie mit in den 

Wochenendnächten verstorbenen Patienten verfahren werden 
muss. Eigentlich ist die Antwort ganz einfach: so wie auch sonst 

immer.

Allerdings sorgen manche Begriffe für Unklarheiten. Hier seien 
sie noch einmal definiert:

Die Todesfeststellung

Dazu ist jeder zur selbständigen Berufsausübung berechtigter 
Arzt befugt. Dabei geht es lediglich um die Feststellung des ein-
getretenen Todes. Hier orientiert sich der Arzt einzig an Todes-
zeichen (Signum mortis). Dabei unterscheidet die medizinische 
Wissenschaft zwischen sicheren und unsicheren Todeszeichen.

Sichere Todeszeichen 
Diese reichen per se zur Feststellung des Todes aus. 
Frühe Veränderungen 

• Leichenblässe (Pallor mortis)
• Totenkälte (Algor mortis)
• Totenflecke (Livor mortis) mit Auftreten etwa 20–60 Minuten 

post mortem
• Totenstarre (Rigor mortis), beginnend mit der Kaumuskula-

tur und in der weiteren Folge zu den unteren Gliedmaßen 
absteigend. Wichtig vor allem bei der Schätzung des Todeszeit-
punktes.

• Mit dem Leben nicht zu vereinbarende Verletzungen wie die 
Trennung von Kopf und Rumpf, die komplette Durchtren-
nung des Rumpfes, Verkohlung des Körpers

Späte Veränderungen 

• Putrefaktion und Verwesung
• Besiedelung durch Fliegen- und Käfermaden, Ameisen oder 

Leichenfraß 
• Skelettierung
• Adipocire, die Leichen- oder Fettwachsbildung unter Luftaus-

schluss 
• Mumifizierung des Körpers 

Unsichere Todeszeichen 
Unsichere Todeszeichen sind diejenigen Erscheinungen, die 
auch bei Lebenden diagnostiziert werden können:
• fehlende Atmung
• fehlender Puls
• Bewusstlosigkeit

• Abkühlung des Körpers 
• Hautblässe
• komplette Lähmung aller Muskeln mit fehlenden Pupillenre-

flexen und totaler Areflexie
• Hornhauttrübung

Bei diesen sogenannten unsicheren Todeszeichen ist die Erfah-
rung des Arztes gefordert, leider wird immer wieder (allerdings 
sehr selten) das Vita reducta mit dem Tod verwechselt.

Gerade in der Transplantationsmedizin ist der Hirntod von ent-
scheidender Bedeutung. 
Hinweise für den eingetretenen Hirntod sind
• weite, lichtstarre Pupillen
• eine zerebrale Areflexie, wobei spinale Reflexe oft noch erhal-

ten sind
• eine Null-Linie im EEG
• ein mittels Angiografie oder Doppler-Sonografie feststellbarer 

Kreislaufstopp in den Vertebralarterien und Karotiden

Die Todesfeststellung ist streng von der amtlichen Totenbe-
schau zu unterscheiden.

Zusammenfassend möchte ich hier das Vorgehen bei der Todes-
feststellung und bei der Totenbeschau skizzieren. Zu jeder 
Zeit, also auch im Wochenenddienst, in der Nacht kann ein 
zur selbstständigen Berufsausübung berechtigter Arzt den Tod 
feststellen. In Fällen der Dringlichkeit oder des öffentlichen 

Interesses kann der Abtransport der Leiche bereits vor der 

Totenbeschau angeordnet werden. Diese Bestimmung ist recht 
weit interpretierbar. Eine Leiche, die bei sommerlichen Tempe-
raturen sehr schnell in Verwesung übergeht, ist natürlich zeit-
nahe abzutransportieren. Genauso ist mit Toten auf der Straße, 
in öffentlichen Gebäuden und ähnlichen Plätzen zu verfahren. 
Liegt kein Fremdverschulden vor, so meine ich, dass diese Regel 
eher großzügig angewandt werden soll. Es liegt allerdings immer 
im Ermessen des Arztes. 
Der Kassenarzt, so er nicht Gemeindearzt ist (oder einen Werk-
vertrag mit der zuständigen Gemeinde besitzt), ist nicht ver-
pflichtet, den Tod ein zweites Mal festzustellen.
Allerdings hat zeitnah die amtliche Totenbeschau stattzufin-
den. Diese ist, wie schon ausgeführt, durch den Gemeindearzt 
der zuständigen Gemeinde oder durch den von der Gemeinde 
beauftragten und angelobten Arzt durchzuführen. 
Leider kommt es auf Grund der doch nicht klaren Begriffe 
immer wieder zu Missverständnissen.

Todesfeststellung, Totenbeschau!
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Hier noch einmal die Zusammenfassung: 
• Ein Arzt, egal ob Notarzt, Arzt bei 141, diensthabender Arzt 

am Wochenende oder sonst im Einsatz, erfährt von einem ver-
meintlichen Todesfall. Er ist damit verpflichtet, den Patienten 
zu untersuchen und den eventuell eingetretenen Tod festzu-
stellen. Er kann auch, wenn es die Dringlichkeit oder das öf-
fentliche Interesse gebietet, den Abtransport 
der Leiche anordnen. Dazu empfiehlt es sich 
nebenstehendes Formular zu verwenden, 
downloadbar unter www.arztnoe.at - Ärzt-
liche Tätigkeit

• Unabhängig davon ist die „amtliche Totenbeschau“ durch 
den Gemeindearzt „alt“ oder „neu“ (nicht mehr angestellt, 
sondern lediglich durch Werkvertrag gebunden) durchzufüh-
ren. Diese hat im Gegensatz zur Todesfeststellung die Ster-
beursache zu beinhalten, die weiteren Krankheiten sind an-
zuführen und es ist festzustellen, ob ein Fremdverschulden 
auszuschließen ist. Hierzu gibt es amtliche Formulare, die in 
der Regel von der Gemeinde, der Bestattung oder dem Stan-
desamt zur Verfügung gestellt werden. In den allermeisten 
Fällen werden diese bereits vorausgefüllt.

Honorierung

Jetzt wird es ein bisschen kompliziert:
Die Todesfeststellung im niedergelassenen Bereich erfolgt prak-
tisch immer im Rahmen einer Visite und diese ist daher mit der 
zuständigen Sozialversicherung abzurechnen. Wir haben leider 
die Erfahrung gemacht, dass die bundesweiten Träger (v.a. SVA) 
bei der Verrechnung der „letzten Visite“ Probleme macht. Recht-
lich ist eigentlich alles klar. Solange der Tod nicht festgestellt ist, 
ist ein vita redukta anzunehmen und daher ist eine – wenn auch 
erfolglose – kurative Leistung zu verrechnen.

Ganz anders verhält es sich mit der amtlichen Totenbeschau: 
Diese ist vom beauftragten und vereidigten Arzt mit der 
Gemeinde zu verrechnen, in der sich der Todesfall ereignete. 
Für den Gemeindearzt „alt“ gelten folgende Richtsätze: 
€ 65,50 für die Durchführung der Beschau und das Ausfüllen 
der Formulare. Die Rechtslage ist widersprechend. Manche 
Rechtsgelehrte meinen, dass die Totenbeschau im „Pauschale“ 
des Gemeindearztes „alt“ liegt und natürlich gegen Schulun-
tersuchungen, Gutachtertätigkeit im Gemeindeinteresse gegen-
gerechnet werden kann, andere verneinen dies vehement. Fest 
steht allerdings zweifelsfrei, dass das Honorar von den Gemein-
deärzten „alt“ in der Urlaubs- oder Krankheitsvertretung in 

anderen Sanitätsgemeinden verrechnet werden kann. Weiters 
haben von der Gemeinde beauftragte Totenbeschauer oder 
Totenbeschauerinnen gegenüber der Gemeinde Anspruch auf 
Vergütung der Reisekosten, wobei die §§ 100 ff. des NÖ. Lan-
des-Bedienstetengesetzes, LGBl. 2100, sinngemäß anzuwenden 
sind (für jeden begonnenen Kilometer beträgt die derzeitige 
Höhe des Kilometergeldes EUR 0,42 seit 01.07.2008) und auf 
Ersatz der durch die Totenbeschau entstandenen Barauslagen. 
Leider findet sich kein Passus in diesem Gesetz, dass eine darü-
berhinausgehende Honorierung bei erschwerenden Umständen, 
extremer Zeitversäumnis oder ähnliches regelt. Probieren kann 
es der Gemeindearzt „alt“, der Versuch ist es jedenfalls wert.

Obiges kann auch für den Gemeindearzt „neu“ gelten, wenn 
er den genormten Werkvertrag, der sich eng am alten Gemein-
dearztvertrag orientierte, unterschrieben hat. Allerdings gibt es 
eine gar nicht so kleine Anzahl an Ärzten, die weit bessere Kon-
ditionen aushandeln konnten. Es gilt also das im Vertrag ste-
hende Honorar. Darin können natürlich auch zusätzliche Zeit-
versäumnis, Honorar bei erschwerenden Bedingungen, Nacht 
oder Wochenendzuschlag und vom amtlichen Kilometergeld 
abweichende Vergütung geregelt sein. Wie Sie sehen, ist eine 
generelle Aussage nur bei den Gemeindeärzten „alt“ möglich. 

Elektronische Anzeige des Todes

Manche Gemeinden fordern bereits jetzt die elektronische 
Todesanzeige durch den Arzt. Hier auch dazu die Erklärungen.
Das Personenstandsgesetz 2013 idgF sieht in den § 9 Abs. 1 bzw.  
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ANORDNUNG 
 
 
Es wird angeordnet*, die Leiche des/der (Name, Auffindungsort, Bemerkung) 
 
 
___________________________________________________________________ 
 
 
___________________________________________________________________ 
 
zur Durchführung der Totenbeschau nach (Aufbewahrungsort) 
 
 
___________________________________________________________________ 
 
zu verbringen. 
 
 
Name des anordnenden Arztes/der anordnenden Ärztin oder Name der Dienststelle des anordnenden Organs 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes: 
 
 
_____________________________________________________ Unterschrift __________________________ 
 
 
*Auszug aus § 3 NÖ Bestattungsgesetz 2007: 
In Fällen der Dringlichkeit oder des öffentlichen Interesses kann der Abtransport der Leiche bereits vor der 
Totenbeschau angeordnet werden, wenn der Tod durch einen Arzt oder einer Ärztin, der oder die zur 
selbständigen Berufsausübung berechtigt ist (z.B. Notarzt oder Notärztin), festgestellt wurde. Die Anordnung zum 
Abtransport hat durch den Arzt oder die Ärztin oder durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu 
erfolgen. Sie ist schriftlich festzuhalten und hat zu enthalten: 
1. den Namen des anordnenden Arztes oder Ärztin oder den Namen und die Dienstelle des anordnenden 

Organs des öffentlichen Sicherheitsdienstes und 
2. nach Möglichkeit Angaben zur Identität der Leiche. 



§ 28 Abs. 1 mit Betriebsaufnahme des Zentralen Personenstandsre-
gisters am 1.11.2014 grundsätzlich die elektronische Abwicklung der 
Anzeige von Todesfällen gegenüber der Personenstandsbehörde vor. 
Erfolgt die Anzeige auf diesem Weg, so sind auch die für statistische 
Zwecke an die Bundesanstalt Statistik Österreich zu übermittelnden 
Daten (medizinische Merkmale) elektronisch zu melden. Diese Merk-
male werden von den Ärzten im Wege der elektronischen Datenliefe-
rung an Ihre Behörde mitgeschickt, sind allerdings verschlüsselt und 
daher nicht einsehbar.
Für eine elektronische Anzeige der Sterbefälle ist lediglich ein Interne-
tanschluss erforderlich. Seit 5. Oktober 2016 steht unter der neuen 
Web-Adresse des Bundesministeriums für Inneres eine Eingabemaske 
für die Anzeige eines Todesfalls zur Verfügung. Um Missbrauch aus-
zuschließen, ist für das Öffnen des elektronischen Formulars eine An-
meldung (Authentifizierung) mittels Handy-Signatur oder Bürgerkarte 
notwendig, wie sie z.B. auch bei Finanz-Online und anderen elektro-
nischen Behördenkontakten verwendet wird. 

Bedauerlicher Weise besteht eine Diskrepanz zwischen der 
Anzeige des Todes gemäß NÖ Bestattungsgesetz und der Anzeige 
des Todes gemäß Personenstandsgesetz.
Die Anzeige des Todes (Todesfallsanzeige) gemäß NÖ Bestat-
tungsgesetz hat grundsätzlich bei der Gemeinde zu erfolgen. Zur 
Anzeige ist demnach verpflichtet, wer den Todesfall zuerst wahr-
genommen hat oder die Leiche aufgefunden hat.
Die Anzeige des Todes gemäß Personenstandsgesetz hat beim 
Standesamt zu erfolgen.
Die Anzeige des Todes obliegt der Reihe nach:
• dem Leiter der Krankenanstalt, in der die Person gestorben ist;
• dem Arzt, der die Totenbeschau vorgenommen hat;
• der Behörde oder der Sicherheitsdienststelle, die Ermitt-

lungen über den Tod durchführt;
• dem Ehegatten oder sonstigen Familienangehörigen oder dem 

eingetragenen Partner;
• dem letzten Unterkunftgeber;
• sonstigen Personen, die vom Tod auf Grund eigener Wahr-

nehmungen Kenntnis haben.

Die Anzeige des Todes an das Standesamt hat spätestens am auf 
den Todesfall folgenden Werktag im Datenfernverkehr durch 
Übermittlung an ein vom Betreiber des ZPR bezeichnetes Ser-
vice (Arbeitsspeicher) zu erfolgen. Liegen die technischen Vor-
aussetzungen dafür nicht vor, ist die Anzeige an die Personen-
standsbehörde am Ort des Todes zu richten.
Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass in der 
Regel der Totenbeschauer (im extramuralen Bereich) zur Anzeige 

des Todes an das Standesamt verpflichtet ist. Sofern keine tech-
nischen Möglichkeiten (kein Computerzugang, keine berufliche 
Handysignatur etc.) zur Verfügung stehen, kann diese Anzeige 
jedoch weiterhin in Papierform erfolgen!

Kriminalpolizeiliche Totenbeschau

Bei der kriminalpolizeilichen Totenbeschau handelt es sich um 
einen Sonderfall der Beschau. Diese wird dann durchgeführt, 
wenn der Verdacht auf Fremdverschulden (siehe auch § 128 
StPO) vorliegt.
(1) Sofern nicht ein natürlicher Tod feststeht, hat die Kriminalpoli-
zei einen Arzt beizuziehen und grundsätzlich am Ort der Auffindung 
die äußere Beschaffenheit der Leiche zu besichtigen, der Staatsanwalt-
schaft über das Ergebnis der Leichenbeschau zu berichten und dafür zu 
sorgen, dass die Leiche für den Fall der Obduktion zur Verfügung steht.
(2) Eine Obduktion ist zulässig, wenn nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass der Tod einer Person durch eine Straftat verursacht worden 
ist. Sie ist von der Staatsanwaltschaft anzuordnen, die mit der Durch-
führung eine Universitätseinheit für Gerichtliche Medizin oder einen 
Sachverständigen aus dem Fachgebiet der Gerichtsmedizin, der kein 
Angehöriger des wissenschaftlichen Personals einer solchen Einrichtung 
ist, zu beauftragen hat.

Vorab: Kein niedergelassener Arzt ist zur Durchführung einer 

kriminalpolizeilichen Leichenbeschau verpflichtet. (Eine Ver-

pflichtung gibt es nur für Polizeiärzte.) 

Wenn man die Verantwortung mit den Hono-
raren vergleicht (siehe www.ris.bka.gv.at - 
Gebührenanspruchsgesetz), dann kann man 
nur sagen: Hände weg. 
Hier nur zwei Zuckerl:
2. für die Leichenöffnung (Untersuchung von Leichenresten oder -tei-
len) samt Befund und Gutachten in einfachen Fällen 93,50 € …
3. für eine äußere Besichtigung einer Leiche oder einer unreifen mensch-
lichen Frucht samt Befund und Gutachten 14,30 €

Es möge jeder für sich entscheiden, ob er um 93,50 € eine 
Obduktion oder um 14,30 € eine kriminalpolizeiliche Totenbe-
schau inclusive Befund durchführt.
Ich hoffe mit diesen Zeilen etwas Klarheit in die verwirrende 
Gesetzeslage gebracht zu haben und stehe für weitere Fragen 
gerne zur Verfügung

DR. MAX WUDY 
1. Kurienobmann-Stellvertreter niedergelassene Ärzte
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Hier auszugsweise die entsprechenden Gesetzestexte (NÖ 
Leichenbeschaugesetz)
§ 3 Allgemeine Verhaltensregeln
(1) Bis zur Vornahme der Totenbeschau ist die Leiche in un-
veränderter Lage am Sterbe- oder am Auffindungsort zu be-
lassen.
(2) In Fällen der Dringlichkeit oder des öffentlichen Interes-
ses kann der Abtransport der Leiche bereits vor der Totenbe-
schau angeordnet werden, wenn der Tod durch einen Arzt 
oder eine Ärztin, der oder die zur selbständigen Berufsaus-
übung berechtigt ist (z. B. Notarzt oder Notärztin), festgestellt 
wurde. Die Leiche ist in die örtlich nächstgelegene geeignete 
Leichenkammer zu bringen.
(3) Die Anordnung zum Abtransport hat durch den Arzt oder 
die Ärztin oder durch Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes zu erfolgen. Sie ist schriftlich festzuhalten und hat 
zu enthalten:
1. den Namen des anordnenden Arztes oder Ärztin oder den 

Namen und die Dienststelle des anordnenden Organs des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes und

2.  nach Möglichkeit Angaben zur Identität der Leiche.
§ 4 Totenbeschau
(1) Jede Leiche ist vor ihrer Bestattung einer Totenbeschau 
durch einen Totenbeschauer oder eine Totenbeschauerin zu 
unterziehen. Leiche im Sinn dieses Gesetzes ist der Körper 
eines toten Menschen. Als Leiche gelten auch durch Totge-
burt oder Fehlgeburt nicht lebend geborene Leibesfrüchte im 
Sinne des § 8 des Hebammengesetzes, BGBl.Nr. 310/1994 in 
der Fassung BGBl. I Nr. 90/2006.
(2) Die Totenbeschau dient der Feststellung des eingetretenen 
Todes und der Todesursache.
(3) Die Vornahme der Totenbeschau obliegt:
1. den Gemeindeärzten oder Gemeindeärztinnen des Sterbe-

ortes oder Auffindungsortes,
2. den Ärzten oder Ärztinnen, die von der Gemeinde oder ei-

nem Gemeindeverband mit der Ausübung der Tätigkeit als 
medizinische Sachverständige des Leichen- und Bestat-
tungswesens beauftragt sind,

3. in öffentlichen Krankenanstalten der ärztlichen Leitung 
oder den von dieser bestellten Ärzten oder Ärztinnen.

(4) Der Totenbeschauer oder die Totenbeschauerin muss ein 
oder eine in Österreich zur selbständigen Ausübung des ärzt-
lichen Berufes berechtigter Arzt oder Ärztin für Allgemein-
medizin oder ein zur selbständigen Ausübung berechtigter 
Facharzt oder eine Fachärztin mit dem Sonderfach Innere 

Medizin oder Pathologie sein.
(5) Die zur Vornahme der Totenbeschau bestellten Ärzte oder 
Ärztinnen sind, soweit dies nicht schon nach anderen ge-
setzlichen Bestimmungen erfolgt ist, anlässlich ihrer Bestel-
lung auf die gewissenhafte Ausübung dieses Amtes und die 
Befolgung der hiefür bestehenden Vorschriften anzugeloben. 
Die Angelobung erfolgt durch den Bürgermeister oder die 
Bürgermeisterin.
(6) Die Gemeinden haben alle zur Totenbeschau gemäß Abs. 3 
Z 1 und 2 beauftragten Ärzte oder Ärztinnen öffentlich bekannt 
zu machen.
§ 6 Maßnahmen bei der Totenbeschau
(1) Der Totenbeschauer oder die Totenbeschauerin hat die To-
tenbeschau unverzüglich, spätestens aber binnen 24 Stunden 
nach Erhalt der Todesfallanzeige durchzuführen.
(2) Der Totenbeschauer oder die Totenbeschauerin hat bei 
der Totenbeschau nach den Erkenntnissen der medizinischen 
Wissenschaft zu ermitteln:
1. ob die Merkmale des eingetretenen Todes an der Leiche 

vorhanden sind,
2. wann der Tod eingetreten ist, und
3. ob der Verdacht auf fremdes Verschulden am Eintritt des 

Todes ausgeschlossen werden kann.
(3) Besteht der Verdacht, dass der Tod durch fremdes Ver-
schulden herbeigeführt oder mitverursacht wurde, hat der 
Totenbeschauer oder die Totenbeschauerin unverzüglich die 
Anzeige bei der zuständigen Staatsanwaltschaft oder bei den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu erstatten.
(4) Liegen Umstände vor, die eine sanitätsbehördliche Obduk-
tion (§ 9 Abs. 1 Z 1) der Leiche für erforderlich erscheinen 
lassen, so hat der Totenbeschauer oder die Totenbeschauerin 
unverzüglich Anzeige an die Bezirksverwaltungsbehörde zu 
erstatten.
(5) Bei Todesfällen nach einer anzeigepflichtigen übertrag-
baren Krankheit hat der Totenbeschauer oder die Totenbe-
schauerin bis zum Eintreffen des Amtsarztes oder der Amts-
ärztin oder von Anordnungen der Bezirksverwaltungsbehörde 
die unaufschiebbaren sanitätspolizeilichen Verfügungen vor-
läufig selbst zu treffen und das beauftragte Bestattungsun-
ternehmen hinsichtlich hygienischer Maßnahmen zu beraten.
(6) In den Fällen der Abs. 4 und 5 hat der Totenbeschauer den 
Transport der Leiche in die örtlich nächstgelegene geeignete 
Leichenkammer im Sinne des § 23 Abs. 2 bzw. in den nächst-
gelegenen Obduktionsraum einer öffentlichen Krankenanstalt 
zu veranlassen.
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